
1 Einleitung

Dieses Buch behandelt die Entwicklung der politischen Institutionen
und der Politikfelder in Polen seit der Transformation von 1989/1990.
Seitdem ist Polen eine parlamentarische Demokratie, in der allerdings
das Kräftegleichgewicht zwischen Regierung, Parlament und Präsident
großen Schwankungen unterlag, mit einer pluralistischen Medienland-
schaft, einer stark von Deutschland abhängigen sozialen Marktwirt-
schaft und einer im europäischen Vergleich relativ schwachen Zivilge-
sellschaft.

Nicht alles, was sich seit 1989 in Polen politisch abgespielt hat, ist für
Beobachter von außen verständlich, die in der Regel dazu tendieren, ih-
nen bekanntere politische Systeme als Bezugspunkt zu wählen. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass sich das politische System in Polen mehrmals
verändert hat. Dies geschah zum Teil abrupt – etwa als Folge der Verab-
schiedung einer neuen Verfassung im Jahr 1997 oder aber durch systema-
tische Verstöße gegen eben diese Verfassung nach 2015 – zum Teil aber
auch schleichend durch evolutionäre Veränderungen im Parteiensystem,
in der Rechtsanpassung an die Europäische Union (EU) und in der Re-
form der Europäischen Verträge. Diese Veränderungen waren begleitet
von öffentlichen Debatten, in denen zumeist die Vergangenheit zur
Rechtfertigung aktueller politischer Entscheidungen herangezogen wur-
de. Das ist der erste Grund, warum die Entwicklung in Polen nach 1989
ohne Rückgriffe auf die Vergangenheit nicht zu begreifen ist. Innenpoli-
tische Debatten, selbst wenn sie globale Themen wie Klimawandel, Öko-
logie, Frauenemanzipation oder Sozialpolitik betreffen, sind voller Be-
zugnahmen auf die Zeit der Teilungen Polens, den Zweiten Weltkrieg
und die Zeit der Volksrepublik. Stärker als in vielen westeuropäischen
Gesellschaften werden in Polen politische Entscheidungen mit histori-
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schen Erfahrungen begründet, stärker als dort wird in Kategorien von
Wahrheit versus Lüge argumentiert, was das Zustandekommen von
Kompromissen, wie sie durch die Struktur und die Prozeduren demokra-
tischer politischer Systeme eigentlich gefördert werden, erschwert.1 Au-
ßenstehenden sind diese Vergangenheitsbezüge oft nicht präsent, etwa
wenn polnische Abgeordnete im Europaparlament für die Initiierung ei-
nes Strafverfahrens gegen die eigene Regierung stimmen, anschließend
von ihren innenpolitischen Gegnern mit prorussischen Adligen aus dem
18. Jahrhundert und mit Volksdeutschen zur Zeit der deutschen Besat-
zung verglichen, oder sogar als Erpresser bezeichnet werden. Wer die im-
pliziten Argumente und die Propaganda verstehen will, die bei diesen
Auseinandersetzungen eingesetzt werden, kommt ohne Kenntnisse von
polnischer Geschichte nicht aus.

Der zweite Grund, weshalb die Vergangenheitsbezüge für die folgen-
den Ausführungen von grundlegender Bedeutung sind, liegt in der Ent-
wicklung einiger Institutionen und Ideen begründet, welche die Ereig-
nisse, die Verfassungswirklichkeit und die Politikfelder nach 1989
mitgestaltet haben. Ihre Wurzeln liegen zum Teil in den 1980er Jahren,
zum Teil gehen sie aber auch auf ältere Entwicklungen aus der Zeit der
Zweiten Republik zurück. Die Tatsache, dass das Verfassungsgericht be-
reits in den 1980er Jahren und damit in den letzten Jahren der Volksre-
publik entstand, kann als Argument dafür angeführt werden, dass Po-
lens politische Transformation bereits vor 1989 begann. Sie kann aber
auch dazu dienen, das Verfassungsgericht als überlebtes Relikt des Kom-
munismus zu diskreditieren. So oder so, wer die jeweilige Argumenta-
tion verstehen will, tut gut daran, sich den Kontext der Veränderungen
nach der Aufhebung des Kriegsrechts in Polen in Erinnerung zu rufen.
Auch die wirtschaftliche Transformation nach 1989 die, wie gezeigt
werden wird, sich ebenfalls auf vorherige Reformen stützen konnte und
die lange Zeit über alle Parteigrenzen hinweg unbestritten als Erfolgs-
modell galt, das man anderen Transformationsländern empfahl, ist in-
zwischen in die Kritik geraten. Diese Kritik beruht häufig darauf, dass
für bestimmte, inzwischen eingetretene Fehlentwicklungen Entschei-
dungen (und Politiker) aus den frühen 1990er Jahren verantwortlich ge-
macht werden, ohne dass der Kontext und die Beschränkungen berück-
sichtigt werden, denen diese Politiker unterlagen. Diese Kritik ist sehr
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moralisch überhöht und in ihrer Radikalität ahistorisch und richtet sich
gegen etwas, was stark verkürzend »die liberalen Eliten« genannt wird.
Wie die Transformationskritik ist dieser Begriff bei der populistischen
und radikalen Rechten ebenso beliebt wie bei jenen linken Splitterpar-
teien, deren Führungen und Anhänger der Nachwendegeneration ent-
stammen. Diese Art retrospektiver Transformationskritik hat eine gewis-
se Ähnlichkeit mit den Jugendprotesten der ausgehenden 1960er Jahre
in Westeuropa. Auch sie richtet sich nicht nur gegen einzelne Politiker
(die meist inzwischen keine Ämter mehr bekleiden), sondern gegen
eine ganze, angeblich diskreditierte Generation. Die Transformations-
kritik ist radikal, kompromisslos und betrifft Ereignisse, welche nicht
mehr rückgängig gemacht oder korrigiert werden können, selbst wenn
dies die so Attackierten wollten. Jene institutionellen Reformen, die in
den letzten Jahren in Polen stattgefunden haben und von ihren intellek-
tuellen Verteidigern nach ungarischem Vorbild gerne als »illiberale De-
mokratie« bezeichnet werden, sind zwar nicht das Ergebnis messbarer
gesellschaftlicher oder sozialer Umbrüche, aber sie haben durchaus eine
ideologische Unterfütterung. Diese beruht in einem gemeinsamen An-
griff von rechts und links auf Liberalität und Liberalismus. Von der po-
pulistischen Rechten werden Liberalität und Liberalismus im Namen
eines ethnisch definierten Nationalismus verworfen – die liberale De-
mokratie sei nicht national und gemeinschaftsstiftend genug –, von der
radikalen Linken im Namen sozialer Gerechtigkeit. Auch diese Ausein-
andersetzung wird mit ständigen Vergangenheitsbezügen geführt, ob-
wohl sie sich eigentlich nur darum dreht, wie hier und jetzt staatliche
Macht eingesetzt und Politik gemacht werden soll, um Polen zu mehr
nationaler Einheit bzw. mehr Verteilungsgerechtigkeit und Gleichheit
zu verhelfen.

Daher beginnt dieses Buch zunächst mit einer historischen Einfüh-
rung zur Vorgeschichte der aktuellen Politik in Polen. Diese macht
deutlich, dass weder Reformen noch demokratische Institutionen erst
nach 1989 gleichsam aus dem Nichts entstanden sind. Zwar wird nicht
beabsichtigt, die Volksrepublik grundsätzlich zu ›rehabilitieren‹, son-
dern vielmehr einerseits die Voraussetzungen und andererseits auch die
Zwänge aufzuzeigen, mit denen die ersten Regierungen bei ihren Ent-
scheidungen konfrontiert waren. Erst eine Einordnung der polnischen
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Transformation in den internationalen Kontext und in Vergleiche mit
anderen Ländern, die sich demokratisierten, lässt erkennen, wie stark
diese Entwicklung path dependent war und wie sehr manche der heuti-
gen Debatten darüber, was man damals hätte anders tun oder lassen sol-
len, am historischen Kontext vorbeigehen.

Die nachfolgenden Kapitel sind nach Politikfeldern geordnet, von
denen jedes Einzelne im Großen und Ganzen chronologisch geordnet
ist, womit der Leser Kontinuität und Wandel der einzelnen Politiken
seit 1989 nachvollziehen kann. Eine solche Betrachtungsweise macht ei-
nige rote Linien sichtbar, die bei der alltäglichen Medienberichterstat-
tung meist untergehen:

• die große Kontinuität in der Außen- und Europapolitik, die alle pol-
nischen Regierungen vor 2015 kennzeichnete und die der radikalen
Rhetorik in den Wahlkämpfen und den Ankündigungen der jeweili-
gen Wahlsieger diametral widerspricht;

• die große institutionelle Kontinuität seit 1989 (und in Teilen sogar
darüber hinaus), die einerseits einen radikalen Neuanfang verhinder-
te, Polen aber andererseits das Schicksal jener Transformationsstaaten
ersparte, die Nationsbildung und Staatsaufbau ohne ein solches Erbe
in Angriff nehmen mussten und deren Transformationen dann in
hybriden, autokratischen Regimen endeten (Russland, Weißrussland
und andere frühere Sowjetrepubliken);

• den relativen Bruch dieser Kontinuitäten, den die Ereignisse nach
2015 darstellen;

• und wie sehr dieser Bruch bereits in der Politik der letzten Regierun-
gen vor 2015 angelegt war.

Ein Aspekt, der bei allen Vergleichen zwischen den politischen Syste-
men Westeuropas und Polens vielfach für tiefgreifende Missverständnis-
se sorgte, betrifft die Verwendung der Adjektive »rechts« und »links«
zur Charakterisierung politischer Parteien, Bewegungen und Strömun-
gen. Diese Bezeichnung hat sich in der Welt nach der französischen Re-
volution in und für die westeuropäischen Staaten etabliert. Für Polen
ist sie indes wenig sinnvoll, da sie sich nur dann auf Polen übertragen
lässt, wenn man sie des in Westeuropa gebräuchlichen Inhalts entleert.
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Polnische Politiker und ihre Anhänger charakterisieren sich selbst gerne
nach diesem Schema. Das funktioniert für die Verständigung mit der
Öffentlichkeit im Rahmen von Wahlkampagnen, Propaganda und poli-
tischen Reden auf einer sehr allgemeinen Ebene. Wenn jedoch ein
»rechter« oder »linker« Politiker in einer Diskussion gezwungen wird,
seine Forderungen in diesem Rechts-Links-Schema zu verorten, treten
die Probleme dieser Kategorien in der Regel offen zu Tage. So kann
sich herausstellen, dass Politiker, die sich selbst als rechts bezeichnen,
für mehr Umverteilung eintreten und linke Politiker eine liberale Wirt-
schaftspolitik befürworten.

Diese Begriffsverwirrung kommt daher, dass zur Beschreibung der so-
zio-politischen Interessenkonflikte die sogenannte cleavage theory heran-
gezogen wird, die im Wesentlichen auf die Arbeiten von Stein Rokkan
zurückgeht.2 Sie wird sowohl von westeuropäischen Beobachtern als
auch von den Akteuren in Polen selbst bewusst oder unbewusst be-
nutzt, um die Gräben, die die Parteien in Polen voneinander trennen,
zu beschreiben. Stein Rokkan ging davon aus, dass diese Gräben Ergeb-
nis von dramatischen sozialen Verwerfungen in der Vergangenheit sind,
die die Interessenkonflikte zwischen großen sozialen Gruppen so verfes-
tigt haben, dass sich diese noch bis in die 1960er Jahre in den westeuro-
päischen Parteiensystemen verfestigten. Nach dieser Theorie waren für
die Entwicklung der Parteiensysteme im 20. Jahrhundert vor allem die
Reformation und die Französische Revolution, die industrielle Revolu-
tion mit ihrem Gegensatz zwischen Kapitel und Arbeit und der Kampf
zwischen Stadt und Land bzw. zwischen Peripherie und Zentrum prä-
gend. Die meisten dieser Ereignisse haben aber Polen nur am Rande
oder gar nicht berührt und konnten deshalb auch nicht zur Entstehung
dauerhafter gesellschaftlicher Gräben führen. Das gilt für die Reforma-
tion ebenso wie für die Französische Revolution, die beide die Position
der katholischen Kirche in Polen weitgehend unangetastet ließen. Als
das Gebiet der Adelsrepublik unter Preußen, Österreich und Russland
gegen Ende des 18. Jahrhunderts aufgeteilt wurde, trug die übernationa-
le Struktur der katholischen Kirche sogar zur Erhaltung eines damals
nur im Adel verwurzelten Nationalgefühls bei, gerade weil sie sich dem
Einfluss der Teilungsmächte entzog. Während sich große Teile Westeu-
ropas im 19. Jahrhundert industrialisierten, blieb Polen bis nach dem
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Zweiten Weltkrieg ein Agrarland. Erst die forcierte Industrialisierung
im Stalinismus führte zur Urbanisierung und zur Entstehung einer Ar-
beiterklasse, doch da die Produktionsmittel verstaatlicht waren, entwi-
ckelte sich daraus kein Interessenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit,
sondern einer zwischen Arbeitern und Staat, was zu Klientelismus an-
statt zu Klassenkampf führte. Der einzige dauerhafte Graben, der in der
Tat bis heute das Parteiensystem in Polen kennzeichnet, war jener zwi-
schen Stadt und Land. Er ging aus dem Gegensatz zwischen Adel und
Bauernschaft hervor, den die erste Gruppe für sich entscheiden konnte.
Seit der Zeit der Adelsrepublik wurde die Nation mit dem Adel gleich-
gesetzt. Allerdings hatte der Begriff der Nation damals noch einen eth-
nische Grenzen überschreitenden Gehalt und schloss auch Adlige nicht-
polnischer Herkunft und nichtkatholischer Glaubensrichtungen ein.
Erst die nationaldemokratischen Bewegungen des 19. Jahrhunderts tru-
gen das schon ethnisch begründete Nationalbewusstsein in die städti-
schen und ländlichen Unterschichten. Infolge der Verwerfungen des Ers-
ten und Zweiten Weltkriegs verschwand der Adel als formale Gruppe,
seine Wertvorstellungen blieben jedoch eng verbunden mit der Vorstel-
lung von der Nation und prägten noch über Generationen das Denken
der städtischen, intellektuellen Eliten. Sie dienten selbst dem ländlichen
Kleinbürgertum und nach 1989 dem sich langsam entwickelnden städti-
schen Bürgertum als Orientierung.

Doch während im symbolischen Bereich das »adlige Ethos«, wie es in
Polen gerne genannt wird, den Sieg davontrug und zu einem »nationa-
len Ethos« wurde, blieb der Konflikt zwischen Stadt und Land, ausge-
tragen zwischen den städtischen Eliten der großen Ballungsgebiete und
der politisch aktiven, von der katholischen Kirche sehr stark beeinfluss-
ten ländlichen Bevölkerung bestehen. Vor 2015 wurden die Interessen
und Wertevorstellungen der Provinz dabei stets von mehreren Parteien
repräsentiert. Erst bei der Wahl von 2015 gelang es der Partei »Recht
und Gerechtigkeit«, die Wählerschaft der Provinz fast vollständig hinter
sich zu vereinen. Zu diesem Konflikt zwischen Zentrum und Peripherie
kommt in Polen noch ein tief verwurzeltes Misstrauen bei den dahinter-
stehenden sozialen Gruppen hinzu, das in der Regel mit dem Verweis
auf die Geschichte gerechtfertigt wird. Während in Westeuropa die
Bauernbefreiung als Ergebnis einer nationalstaatlichen Emanzipations-
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bewegung erfolgte, war sie in Polen das Ergebnis von Entscheidungen
der Teilungsmächte, die damit nationalstaatliche Bestrebungen schwä-
chen wollten. In Preußen, dem russischen Reich und Österreich erfolgte
die Bauernbefreiung als Reaktion auf Adelsaufstände gegen die Tei-
lungsmacht mit dem Ziel, die Bauernschaft dem polnischen Adel zu
entfremden und an den Monarchen der jeweiligen Teilungsmacht zu
binden. Dies gelang auch weitgehend. Als sich der polnische Adel 1830
und 1863 gegen die russische Vorherrschaft erhob, blieben große Teile
der Bauernschaft und der ethnischen Minderheiten passiv oder unter-
stützten sogar die russische Staatsmacht. Proteste in der freien Stadt Kra-
kau, die damals Teil des Habsburger Reiches war, wurden erstickt, in-
dem die österreichischen Behörden einen Bauernaufstand anzettelten,
in dessen Verlauf adlige Güter geplündert wurden. Das ist der histori-
sche Hintergrund der Kluft zwischen adligen und städtischen Eliten ei-
nerseits und dem ländlichen Polen andererseits. Die in Polen oft als
»Polen B« bezeichnete Provinz sieht dabei ihrerseits den Kosmopolitis-
mus und die Westorientierung der adlig geprägten städtischen Eliten als
Verrat an althergebrachten Traditionen und den Interessen von Dorf
und Kleinstadt.

Noch ein Rückgriff auf die Geschichte ist zum Verständnis der ak-
tuellen Entwicklung in Polen notwendig. Er bezieht sich auf eine Ent-
wicklung, die aus deutscher Sicht befremdlich erscheint, aber auch in
anderen westeuropäischen Ländern wie Italien und Österreich zu beob-
achten war. Die Rede ist von der Existenz einer durch die Ereignisse des
Zweiten Weltkriegs und durch den Holocaust nicht diskreditierten na-
tionalistischen Rechten. In manchen Ländern gehörten nationalistische,
korporatistische Bewegungen, die sich am italienischen Faschismus
orientierten, zu den ersten Opfern der Nationalsozialisten und waren
damit nach 1945 bei weitem nicht so diskreditiert, wie in Fällen, wo
solche Bewegungen mit Hitlerdeutschland kollaboriert hatten. Das war
in Polen ähnlich.

Sympathien für den Nationalsozialismus waren in Polen marginal,
was sowohl an den Interessengegensätzen zwischen dem polnischen Na-
tionalstaat und Deutschland lag, die schon lange vor Hitlers Machtüber-
nahme bestanden hatten, als auch daran, dass die NS-Rassenlehre von
polnischen Nationalisten nicht übernommen werden konnte, da sie Sla-
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wen als Untermenschen betrachtete. Es gab allerdings eine politische
Strömung in der Zweiten Polnischen Republik, die sich auf Mussolinis
Faschismus berief und sich faschistischer Unterstützung erfreute. Das
waren die Nationalradikalen, die sich als radikale Protestbewegung der
jüngeren Generation von der alten Nationaldemokratie abspalteten. Sie
propagierten Autarkie, lehnten Bündnisse mit Deutschland und Russ-
land ab, waren stramm antisemitisch und versuchten allerdings mit we-
nig Erfolg während des Zweiten Weltkriegs eine eigenständige, mit kei-
ner ausländischen Macht verbündete Partisanenbewegung ins Leben zu
rufen. In der Endphase der Zweiten Republik lieferten sie sich Straßen-
schlachten mit jüdischen und sozialistischen Organisationen und traten
so radikal auf, dass die »Nationalradikale Organisation« (auf Polnisch
»Organizacja Narodowo-Radykalna«, abgekürzt ONR) die meiste Zeit
ihres Bestehens verboten war. Führer der bekannteren ONR-Fraktion
Falanga war Bolesław Piasecki, der unter dem Obristenregime Józef Pił-
sudskis im berüchtigten Lager Bereza Kartuska interniert wurde.3 Einige
ONR-Aktivisten dienten sich nach dem deutschen Überfall auf Polen
der Besatzungsmacht an und beteiligten sich an antisemitischen Über-
griffen, wurden dann aber in der Nähe von Warschau bei Massenhin-
richtungen ermordet. Piasecki wurde kurzzeitig verhaftet, kam aber auf
Fürsprache Mussolinis wieder auf freien Fuß. Bei Kriegsende kam er in
sowjetische Gefangenschaft, wurde aber nach einem Gespräch mit ei-
nem hohen sowjetischen Geheimdienstoffizier freigelassen, gab seine
antikommunistische Haltung auf und gründete die katholische Block-
partei Pax, die aber von der Katholischen Kirche nie anerkannt wurde.
Piasecki machte seinen Frieden mit dem kommunistischen System und
trat für das Bündnis Volkspolens mit der Sowjetunion ein. Er brachte es
bis zum stellvertretenden Staatsratsvorsitzenden.

Pax spielte in der Volksrepublik eine wichtige Rolle, obwohl es der
Partei nicht gelang, die Katholische Kirche dauerhaft in einen Rom-
treuen und einen parteinahen Flügel zu spalten. Pax half, nationalisti-
sche Strömungen in der Gesellschaft zu kanalisieren und für die Füh-
rung der PVAP kontrollierbar zu machen. Ihre große Stunde kam
1967–1968 mit jenen Ereignissen, die unter dem Namen »der polnische
März« in die Geschichtsschreibung eingegangen sind und deren Nach-
wehen bis heute zu beobachten sind. Damals kulminierten mehrere
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Entwicklungen gleichzeitig und führten zu einem öffentlich ausgetrage-
nen Machtkampf innerhalb der Führung der Polnischen Vereinigten Ar-
beiterpartei (PVAP), der dramatische gesellschaftliche Folgen hatte. Ähn-
lich wie in Westeuropa hatte die unmittelbare Nachkriegszeit Polen
einen Babyboom beschert, dessen Betroffene Ende der 1960er Jahre in
großer Zahl auf den Arbeitsmarkt, an die Universitäten und in die staat-
liche Bürokratie strömten, wo ihr Aufstieg von Mitgliedern der Kriegsge-
neration behindert wurde. Um die Protagonisten der Kriegsgeneration
zu diskreditieren, griffen die Jungen ähnlich wie ihre Kommilitonen in
Westeuropa auf die Vergangenheit zurück. Sie warfen der Kriegsgenera-
tion allerdings nicht deren Rolle während des Zweiten Weltkriegs vor,
sondern die Beteiligung an der Stalinisierung des Landes in den 1950er
Jahren. Damit machten sie sich die seit 1956 populäre Forderung nach
einer Entstalinisierung zu eigen, ohne das Machtmonopol der PVAP in
Frage zu stellen. Viele derer, die damals protestierten und demonstrier-
ten, wollten das bestehende kommunistische System demokratisieren
und sahen sich selbst als Revisionisten und Reformer, nicht als System-
gegner. Einige verpackten ihre Forderungen aber nicht in demokrati-
sche, sondern in nationalistische und antisemitische Slogans, indem sie
»Stalinisten« und »Juden« in einen Topf warfen und der Entstalini-
sierung einen antisemitischen Anstrich gaben. Diese Strömung war bei
weitem erfolgreicher als die jener Studenten und Schüler, die für mehr
Mitbestimmung, weniger Zensur und mehr wissenschaftliche und kultu-
relle Freiheit auf die Straße gingen. Der nationalistische Flügel im
Machtapparat entfachte mit der eifrigen Hilfe des Pax-Medienapparats
eine Kampagne, in der protestierende Studenten, reformistische Parteige-
nossen und frühere stalinistische Folterer als heimliche Zionisten ge-
brandmarkt und zur Emigration aus Polen aufgefordert wurden. Die
Kampagne, die die Partei in der Bevölkerung populärer machte als je zu-
vor, gewann eine solche Kraft, dass sich sogar Parteichef Władyslaw Go-
mułka ihr anschloss und polnischen Kommunisten jüdischer Herkunft
in einer Rede vor Gewerkschaftern die Ausreise nahelegte. 15 000 von ih-
nen emigrierten mit speziell ausgestellten Pässen, die nur zur einmaligen
Ausreise berechtigten und ihre Besitzer zu Staatenlosen machten. Man-
che wanderten nach Israel aus, wie die nationalistische Propaganda es ih-
nen nahegelegt hatte, andere gingen nach Frankreich, Schweden, Bel-
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gien, in die USA und nach Kanada. Es waren goldene Zeiten für die jün-
geren, nationalistischen Parteikader und die Pax-Gefolgschaft, die oft mit
Hilfe von speziell dafür geschaffenen Erleichterungen in der Bürokratie
die Posten der Emigranten übernahmen und den sozialen Aufstieg
machten, von dem sie geträumt hatten. Die PVAP, die während der Sta-
linzeit noch stramm internationalistisch gewesen war und die Nationa-
listen und Patrioten aus der Zweiten Republik und die Partisanen der
Heimatarmee4 erbarmungslos verfolgt, gefoltert und ermordet hatte,
machte dann ihren Frieden mit dem polnischen Nationalismus. Die ›ein-
fachen‹ Mitglieder der Heimatarmee, nicht aber die Kommandeure, wur-
den rehabilitiert und in den offiziellen Veteranenverband aufgenommen,
der zur Bastion der Nationalisten in der PVAP geworden war. Im ganzen
Land entstanden daraufhin Denkmäler für den »polnischen Wider-
stand«. Diese Aktion schloss sowohl kommunistische als auch antikom-
munistische Partisanen ein und ging sang- und klanglos darüber hinweg,
dass sich beide Gruppen in der Endphase des Krieges und in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit bekämpft hatten. Was bis heute davon nach-
wirkt, ist die Tatsache, dass damals jener polnische Nationalismus in den
kommunistischen Machtapparat integriert wurde, der nicht offen anti-
kommunistisch war. Während der Demokratisierung zu Beginn der
1990er Jahre war diese Spielart des polnischen Nationalismus durch ihre
Kollaboration mit dem Regime diskreditiert und Vertreter von Pax und
ähnlichen Organisationen waren in den Institutionen der Dritten Repu-
blik in der Regel marginalisiert, wenn sie in der Politik überhaupt noch
eine Rolle spielten. Dennoch verschwanden die nationalradikalen Denk-
muster nicht aus der politischen Debatte: der Traum von der wirtschaftli-
chen Autarkie und von einer eigenständigen Rolle als Mittelmacht zwi-
schen Deutschland und Russland, von einem ethnisch homogenen
Nationalstaat, der als Ständestaat organisiert, extrem zentralisiert ist und
die Wirtschaft dominiert. Seine soziale Grundlage ist ein geeintes Volk,
das nicht durch Parteienstreit zerstritten ist und von harten, aber gerech-
ten Gesetzen zu Recht und Ordnung geleitet wird. Dieses Denkmuster
lässt sich aus der nationaldemokratischen Bewegung des 19. Jahrhun-
derts über die Falanga der Zweiten Republik, die deutsche und sowjeti-
sche Besatzung und die Volksrepublik hindurch bis zu einigen Klein-
und Kleinstparteien der Dritten Republik verfolgen. Dort sind Visionen

1 Einleitung

18


